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Grundlagen für die heutigen Kostenbelastungen gelegt worden, nicht nur durch 
Ausweitungen des Rechtsanspruchs, sondern besonders durch die veränderte Rolle 
der freien Träger im KiföG-Leistungssystem, durch das neu eingefügte Entgeltmo-
dell.  

Auch die zwischenzeitliche Evaluierung des Landesgesetzes durch das Zentrum für 
Sozialforschung und die dazu geführte parlamentarische Diskussion haben nicht zu 
einer Reduktion der Kosten geführt, sondern eher zu einer Erhöhung der Kostenbe-
lastungen beigetragen. 

Soweit im Bericht des Landesrechnungshofs kritisiert wird, dass das Land den Kos-
tenanstieg überwiegend zu tragen hat, weisen wir diese Kritik als zu undifferenziert 
und in der Sache auch falsch zurück.  

Die Kinderbetreuung ist keine tradierte kommunale Pflichtaufgabe, jedenfalls nicht in 
der gegenwärtigen bundes- und landesrechtlichen Ausgestaltung des Rechtsan-
spruchs auf Kinderbetreuung. Tatsächlich sind die Sicherstellung und Gewährleis-
tung des Rechtsanspruchs auf Kinderbetreuung den Kommunen durch bundes- und 
landesgesetzliche Regelungen als Aufgaben zugewiesen worden.  

Die Frage eines konnexitätsgerechten Ausgleichs gemäß Art. 87 Abs. 3 der Landes-
verfassung war immer wieder zwischen dem Land und seinen Kommunen streitig 
und auch mehrfach Gegenstand von Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht 
Sachsen-Anhalt (LVerfG LSA). Leider fanden die Kommunen beim LVerfG LSA re-
gelmäßig keine Unterstützung. Immerhin hat das LVerfG mit seiner Entscheidung 
vom 20. Oktober 2015 - LVG 2/14 (s. dort unter Rz. 96) - anerkannt, dass seine Ki-
föG-Rechtsprechung vom 8. Dezember 1998 - LVG 19/97 - zumindest teilweise 
falsch war. Aus kommunaler Sicht ein schwacher Trost! 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 - 2 BvR 
696/12 - dürfte allerdings die Rechtsprechungslinie des LVerfG Sachsen-Anhalt auch 
im Weiteren so nicht mehr haltbar sein. Der Landesgesetzgeber wird sich der Frage 
der Konnexität auch im Bereich des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung um-
fassend stellen müssen.  

Der Finanzierungsanteil des Landes an den Kosten der Kindertagesbetreuung ist 
deshalb auch keineswegs zu hoch. Im Gegenteil, wenn sich der Landesgesetzgeber 
der Frage des konnexitätsgerechten Ausgleichs von Anfang an verfassungskonform 
gestellt hätte, wäre der Landesanteil an der KiföG-Finanzierung heute deutlich hö-
her.  

Im Übrigen bestreiten wir eine einseitige Verlagerung der Kosten zu Lasten des Lan-
des. Eine im Auftrag des Arbeitskreises „Große kreisangehörige Städte“ des Städte- 
und Gemeindebundes eingerichtete Arbeitsgruppe hatte sich im Jahr 2016 intensiv 
mit der Kostenentwicklung in der Kindertagesbetreuung befasst und festgestellt, 
dass das KiföG zu Lasten der Gemeinden unzureichend finanziert ist.  

Der Bericht zeigt auf, dass die Landeszuweisungen in 2015 um rd. 78 Mio. Euro und 
in 2016 um rd. 67 Mio. Euro zu niedrig bemessen waren, Abschreibungen und kalku-
latorische Zinsen nicht mit eingerechnet. Das bedeutet, dass die Gemeinden einen 




